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A. Bericht des Abgeordneten Dr. Sinn 


Der Gesetzentwurf, durch den dem Internationalen 
Fernmeldevertrag vom 12. November 1965 zuge- 
stimmt werden soll, wurde in der 171. Sitzung des 
Deutschen Bundestages am 8. Mai 1968 dem Post- 
ausschuß zur Beratung überwiesen. Der Postausschuß 
hat die Vorlage in seiner Sitzung vom 27. Juni 1968 
abschließend behandelt. 

Der Internationale Fernmeldevertrag regelt die 
internationale Zusammenarbeit auf dem Gebiete des 
Fernmeldewesens. Die bisher gültige Fassung vom 
21. Dezember 1959 soll durch einen neuen Vertrag 
abgelöst werden, der vorwiegend organisatorische 
Änderungen der von der Vertragspartei gebildeten 


Internationalen Fernmelde-Union mit sich bringen 
wird. 

Bei den Beratungen des Ausschusses wurde mit 
Bedauern hervorgehoben, daß nach Artikel 17 des 
Vertrages Deutsch nicht zu den amtlichen Sprachen 
der Union zählt. Der Vertrag ist von der Bundes- 
republik Deutschland als dem einzigen deutschen 
Mitglied der Fernmelde-Union unterzeichnet. Das 
Ratifizierungsgesetz enthält die übliche Berlin- 
Klausel. 

Der Postausschuß empfiehlt einmütig, den Gesetz- 
entwurf unverändert anzunehmen. 


Bonn, den 27. Juni 1968 

Dr. Sinn 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/2783 — anzu- 
nehmen. 


Bonn, den 27. Juni 1968 

Der Postausschuß 

Dr. Miessner Dr. Sinn 

Vorsitzender Berichterstatter 
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